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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Erhard (Bad Schwalbach), Vogel (Ennepetal), Dr. Hauser 
(Sasbach), Dr. Klein (Göttingen), Dr. Arnold, Kunz (Berlin), Dr. Graß, 

Reddemann und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Besetzung von Richterstellen beim Bundesarbeits- und Bundessozialgericht 


Die Objektivität der Rechtsprechung ist nach allgemeiner und 
sicher richtiger Meinung durch die Unabhängigkeit der Richter 
zu sichern. Da die Berufung in höher besoldete Richterstellen 
je nach ihrer Handhabung Abhängigkeiten und Tendenzen be- 
wirken kann, dürfen Richter an einem Bundesgericht nur nach 
Wahl durch den Richterwahlausschuß berufen werden. Die Er- 
nennung zum Vorsitzenden Richter, früher Senatspräsident ge- 
nannt, liegt in der Hand des zuständigen Bundesministers. Um 
auch hier eine möglichst objektive Berufungspraxis zu errei- 
chen, ist der Präsidialrat vor jeder Ernennung zum Senatspräsi- 
denten zu hören. 

Der Bundesarbeitsminister ist der zuständige Minister für das 
Bundesarbeits- und das Bundessozialgericht. Das von ihm durch- 
zuführende Anhörungsverfahren übt er sicherem Vernehmen 
nach so aus, daß er für eine zu besetzende Stelle nur einen Kan- 
didaten dem Präsidialrat nennt und zu diesem Kandidaten eine 
Stellungnahme anfordert. Der Präsidialrat hat dadurch keine 
Möglichkeit, unter mehreren Kandidaten den am geeignetsten 
zu bezeichnen. Es besteht vielmehr die Gefahr, daß sachfremde 
Überlegungen für die Auswahl von Vorsitzenden Richtern, ins- 
besondere bei der Berufung von Senatspräsidenten (Vorsitzen- 
der Richter) im Bundessozialgericht, eine unerwünschte Rolle 
spielen. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Aus welchem Grunde wird dem Präsidialrat des Bundes- 
sozialgerichts vom Bundesarbeitsminister für die Besetzung 
einer Senatspräsidentenstelle seit Jahren nur ein Richter ge- 
nannt und nur zu ihm eine Stellungnahme angefordert? 

2. Hält die Bundesregierung dieses Mitwirkungsrecht der Rich- 
ter für noch sinnvoll, wenn nur zu einem Kandidaten eine 
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Stellungnahme abgegeben werden kann, wodurch unter- 
schiedliche Wertungen verschiedener möglicher Kandidaten 
unmöglich gemacht sind? 

3. Welche anderen als parteipolitische Gründe waren aus- 
schlaggebend bei der Berufung eines Senatspräsidenten - 
dessen Name bewußt hier nicht genannt werden soll - unter 
Übergehung 17 älterer und erfahrenerer Richter des gleichen 
Gerichts, nachdem eben dieser Senatspräsident vor seiner 
Berufung zum Bundesrichter von einem Präsidialrat als nicht 
geeignet zum Bundesrichter bezeichnet worden war und die- 
ser Senatspräsident vor seiner Berufung in Aussicht genom- 
men war, Staatssekretär in Hessen zu werden? 

4. Welche Gründe, außer parteipolitisch motivierten, waren 
maßgebend für Vorschlag und Ernennung eines anderen 
Senatspräsidenten unter Übergehung mindestens sieben 
älterer und erfahrenerer Richter, obwohl der Ernannte bis 
zu seiner Ernennung in dem Aufgabenbereich des Senats 
noch nie gearbeitet hatte, aber früher Senatsdirektor in Bre- 
men war? 

5. Glaubt die Bundesregierung, anläßlich solcher Personalent- 
scheidungen dem Ansehen des Bundessozialgericht gedient 
zu haben, und hält die Bundesregierung die Erschütterung 
des Vertrauens in die Objektivität der Rechtsprechung durch 
solche Personalentscheidungen für hinnehmbar? 
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